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Wohnflächenbedarf durch den aktuellen Flüchtlingszustrom 
 
Sehr geehrter Herr Verbandsvorsitzender, 
sehr geehrter Herr Verbandsdirektor, 
 
wir alle erleben derzeit dramatische Situationen- hunderttausende Menschen sind auf der  
Flucht vor Krieg, Gewalt und Verfolgung. Sie suchen Schutz in Europa, viele davon in  
Deutschland. Die Unterbringung und Integration der Flüchtlinge und Asylbewerber  
stellen Staat und Gesellschaft vor große Herausforderungen. Sehr viele Bereiche  
sind betroffen, auch die Regionalplanung.  
So sind allein in den Landkreis Emmendingen von 2013 bis 2015 mehr als 2300 Flüchtlinge  
und Asylbewerber gekommen. In den anderen, größeren Landkreisen der Region südlicher 
Oberrhein ist diese Zahl noch erheblich höher. Es ist davon auszugehen, dass ein großer Teil 
dieser Menschen nach Abschluss ihrer Asylverfahren in unserer Region bleiben wird. Die  
sog. Bleibequote von Flüchtlingen liegt nach den Zahlen des Statistischen Amtes der  
Europäischen Union (Eurostat) bei 40%.  
Zur erfolgreichen Integration der bleibeberechtigten Flüchtlinge und Asylbewerber benötigen 
die Kommunen dringend neue Wohnungen, vor allem im sozialen Wohnungsbau. Der Druck 
auf den Wohnungsmarkt in unserer Region wird daher weiter steigen. Die Nachfrage nach 
verfügbarem Wohnbauland wird sich deutlich erhöhen. 
Vor diesem Hintergrund hat die CDU-Regionalfraktion große Zweifel, ob die 
Bevölkerungsprognosen, die der bisherigen Regionalplanung zugrunde liegen, noch zu halten 
sind.  
Wir stellen daher an die Verbandsverwaltung den Antrag zu berichten,  
 
welche Konsequenzen aus der aktuellen Flüchtlingssituation für die Regionalplanung zu 
ziehen sind.  
Dabei sollten insbesondere die der Regionalplanung zugrunde liegenden 
Bevölkerungsprognosen nochmals überprüft werden.  
 
Außerdem bitten wir um Auskunft darüber, ob und ggf. in welchem Umfang bereits jetzt 
Städte und Gemeinden mit der Regionalverbandsverwaltung in Verbindung stehen mit dem 
Ziel, Veränderungen der bisherigen Regionalplanung (alter Regionalplan und Entwurf neuer 
Regionalplan) zur Deckung von akutem Wohnungsbedarf zu ermöglichen.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen    

      
 
Klaus-Peter Mungenast 
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des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung, veröffentlicht am 
13.08.2015) mit dem aktuellen Flüchtlingszustrom einmal mehr überholt. 
 
Gerade der Umstand, dass die zukünftige Bevölkerungsentwicklung mit 
sehr großen Unsicherheiten behaftet ist, hat uns bewogen (vgl. Nieder-
schrift zum PlA 23.02.2012, DS VVS 04/13, DS PlA 08/14; im Unterschied 
zum sog. Hinweispapiers des MVI, aber auch im Unterschied zu einzelnen 
Regionalplänen) bei den Festlegungen des Regionalplans gerade nicht auf 
die ein oder andere Bevölkerungsprognose zurückzugreifen. Die stattdes-
sen im Entwurf des gesamtfortgeschriebenen Regionalplans verankerten 
Orientierungswerte für den Wohnbauflächenbedarf (vgl. Offenlage-Entwurf 
PS 2.4.1.1 Abs. 3 und PS 2.4.1.2 Abs. 2) nehmen einzig auf die Bestands-
bevölkerung Bezug.  
 
Diese als Grundsatz der Raumordnung festgelegten regionalplanerischen 
Orientierungswerte für den Wohnbauflächenbedarf bieten ausreichend 
Spielraum, um demografische, wirtschaftliche, siedlungsstrukturelle oder 
andere Sondersituationen angemessen berücksichtigen zu können. 
 
Es gab und gibt daher auch keinen Konflikt zu der im BauGB (unabhängig 
der aktuellen Änderung vom 20.10.2015) getroffenen Festlegung, bei der 
Aufstellung von Bauleitplänen „die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die 
Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigen-
tumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen Kosten 
sparenden Bauens sowie die Bevölkerungsentwicklung“ (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 
BauGB) und „die Belange von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden und 
ihrer Unterbringung“ (§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB) zu berücksichtigen. 
 
Aus der aktuellen Flüchtlingssituation sind daher, um die in Ihrem Antrag 
formulierte Frage aufzugreifen, keine Konsequenzen für die Regionalpla-
nung zu ziehen. Die Überprüfung der Bevölkerungsprognosen erübrigt 
sich, weil diese nicht in den Regionalplan einbezogen wurden. 
 
Bislang sind im Kontext des aktuellen Flüchtlingszustroms keine Städte 
und Gemeinden mit der Verbandsgeschäftsstelle in Verbindung getreten 
mit dem Ziel, Veränderungen der bisherigen Regionalplanung zur Deckung 
von akutem Wohnungsbedarf zu ermöglichen. Auf die laufende Zusam-
menarbeit mit den Städten und Gemeinden im Rahmen der Bauleitplanung 
und die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zum Offenlage-Entwurf 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken (vgl. Anlage 1 zu DS PlA 01/15, 
insb. lfd. Nr. 290 – 468) wird verwiesen. 
 
Anfügen möchten wir in diesem Zusammenhang auch die aktuelle Ein-
schätzung des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur zur Frage, wie die 
Flächenbedarfe für die Unterkünfte von Flüchtlingen und Asylbegehrenden 
bei der Bauflächenbedarfsplanung berücksichtigt werden: „Unterkünfte für 
Flüchtlinge und Asylbewerber erzeugen in den Gemeinden auch Flächen-
bedarf. Insbesondere dann, wenn der Bedarf nicht im Bestand, auf Flä-
chenpotenzialen in den bestehenden Siedlungsstrukturen oder in beste-
henden Bauleitplänen der Gemeinden gedeckt werden kann, kann auch die 
Ausweisung neuer Bauflächen erforderlich werden. Der zusätzliche Bauflä-
chenbedarf ist von den Gemeinden in ihre jeweilige Bauflächenbedarfspla-
nung einzustellen und wird selbstverständlich auch entsprechend bei der 
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